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Entschließungsantrag 

der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Regierungserklärung des Bundeskanzlers 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, sofort die Bundeswei- 
sung an das Land Niedersachsen zur Einlagerung von Atommüll 
in das Zwischenlager Gorleben zurückzunehmen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, ein nationales Entsor- 
gungskonzept in Abstimmung mit den Bundesländern für die 
sichere und dauerhafte Aufbewahrung von Atommüll vorzulegen 
und bis zur Verabschiedung aller weiteren Aktivitäten, die auf 
eine Einlagerung von Atommüll in das Zwischenlager Gorleben 
zielen, zu beenden. 

Bonn, den 24. November 1994 

Rudolf Scharping und Fraktion 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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